
Beilage 1265/2007 zum kurzschriftlichen Bericht
des Oö. Landtags, XXVI. Gesetzgebungsperiode

Initiativantrag
der unterzeichneten Abgeordneten
betreffend eine Resolution zur Umwandlung des Pendlerpauschales
in einen Absetzbetrag mit Negativsteuerwirkung

Gemäß § 26 Abs. 6 LGO wird dieser Antrag als dringlich bezeichnet.

Der Oö. Landtag möge beschließen:

 

Resolution

Die Oö. Landesregierung wird ersucht, sich bei der Bundesregierung dafür
einzusetzen, dass das Pendlerpauschale in einen Absetzbetrag mit
Negativsteuer umgewandelt wird.

 

Begründung

Zur Entlastung der von der Mineralölsteuer besonders betroffenen Personen
hat die Bundesregierung gleichzeitig mit der Erhöhung der Mineralölsteuer
auch das Pendlerpauschale um 10 % erhöht.

Das Pendlerpauschale wird derzeit als Freibetrag von der Lohnsteuer
abgezogen. Wer aber aufgrund seines geringen Einkommens keine
Lohnsteuer bezahlt, insbesondere auch Teilzeitkräfte, hat auch keinen
Anspruch auf das Pendlerpauschale. Das bedeutet, dass jene Menschen, die
am wenigsten verdienen, nicht in den Genuss dieser Steuerentlastung
kommen.

Ungeachtet dessen, dass das steuerliche Entlastungssystem für die
Pendlerinnen und Pendler aus umwelt- und verkehrstechnischer Sicht
grundsätzlich zu evaluieren wäre, ist es notwendig, das Pendlerpauschale in
einen Absetzbetrag mit Negativsteuerwirkung umzuwandeln, damit auch
einkommensschwache Personen, die von der Erhöhung der Mineralölsteuer
besonders betroffen sind, in den Genuss einer Steuerentlastung kommen.

Linz, am 5. Juli 2007

(Anm.: FPÖ-Fraktion)
Steinkellner

(Anm.: ÖVP-Fraktion)
Strugl, Stanek, Frauscher, Lackner-Strauss, Schürrer, Eisenrauch,
Kiesl, Hüttmayr, Entholzer, Bernhofer, Mayr, Pühringer, Jachs,
Hingsamer, Brunner, Brandmayr 

(Anm.: SPÖ-Fraktion)
Frais, Peutlberger-Naderer, Weichsler, Makor-Winkelbauer,
Mühlböck, Kraler, Chansri, Öller, Bauer, Jahn, Schreiberhuber,
Eidenberger, Schenner, Schmidt, Prinz, Pilsner, Affenzeller,
Sulzbacher, Kapeller

(Anm.: Fraktion der GRÜNEN)
Hirz




